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Der Krieg gegen Iran wirkt weit über den Nahen Osten hinaus. Während in Europa steigende
Energiepreise, Inflation und schwaches Wachstum die wirtschaftliche Stimmung belasten,
profitieren vielerorts ausgerechnet rechte und rechtspopulistische Parteien davon. Besonders
deutlich zeigt sich dieser Trend derzeit in Deutschland.

Die rechtsnationale Alternative für Deutschland liegt inzwischen in mehreren Umfragen vor
den Christdemokraten von Bundeskanzler Friedrich Merz. Die Partei könnte in ostdeutschen
Bundesländern wie Sachsen-Anhalt erstmals sogar absolute Mehrheiten erreichen. Noch vor
wenigen Jahren galt eine Regierungsbeteiligung der AfD als politisch ausgeschlossen. Heute
wird sie öffentlich diskutiert.

Der Aufstieg der europäischen Rechten begann allerdings nicht erst mit dem Irankrieg. Die
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie, hohe Migration, Energieunsicherheit und das Gefühl
politischer Kontrollverluste haben populistischen Parteien bereits seit Jahren Auftrieb
gegeben. Doch der neue Konflikt verschärft bestehende Krisen erheblich.

Vor allem die Energiepreise reagieren sensibel auf geopolitische Spannungen im Nahen
Osten. Europa bleibt trotz Energiewende in hohem Maße abhängig von globalen Öl- und
Gaspreisen. Höhere Transportkosten, steigende Inflation und schwächeres Wachstum treffen
insbesondere industrielle Volkswirtschaften wie Deutschland oder Italien. Die wirtschaftliche
Unsicherheit nährt wiederum das Misstrauen gegenüber etablierten Parteien.

Der Politologe Mark Leonard beschreibt dieses Muster als „Krisenunternehmertum“. Rechte
Parteien nutzen Krisen, um den Eindruck zu verstärken, traditionelle Regierungen hätten die
Kontrolle verloren. Die AfD liefert dafür ein Lehrbuchbeispiel. Entstanden während der
Eurokrise als Anti-Euro-Partei, wandelte sie sich in der Flüchtlingskrise zur
migrationskritischen Kraft und während der Pandemie zur Sammelbewegung gegen
staatliche Eingriffe ins Privatleben.

Nun nutzt sie die wirtschaftlichen Folgen des Irankriegs. Die Argumentation lautet erneut: Die
etablierten Parteien gefährdeten mit ihrer Energie- und Außenpolitik den Wohlstand der
Bevölkerung. Besonders die Debatten über Atomausstieg, Klimapolitik und fossile Energien
bieten der AfD Angriffsflächen.

Ähnliche Entwicklungen zeigen sich auch in anderen europäischen Staaten. In Frankreich
profitiert der Rassemblement National von der wirtschaftlichen Unsicherheit. In
Großbritannien verliert die Labour-Regierung von Premierminister Keir Starmer angesichts
schwacher Wachstumszahlen an Zustimmung. Selbst in Ländern mit bislang stabilen
politischen Mehrheiten wächst die Skepsis gegenüber traditionellen Parteien.
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Hinzu kommt ein geopolitischer Faktor: Europas Rechte hatte zunächst von der Wiederwahl
von Donald Trump profitiert. Doch dessen aggressive Zollpolitik und außenpolitische
Eskalationen machten ihn zuletzt für viele europäische Wähler zur Belastung. Paradoxerweise
könnte gerade der Irankrieg dieses Problem nun entschärfen. Denn in Zeiten wirtschaftlicher
Unsicherheit rücken nationale Schutzversprechen, Grenzkontrolle und Energieautarkie erneut
in den Mittelpunkt der politischen Debatte.

Der Konflikt im Nahen Osten wird damit zu einem Katalysator für tiefere politische
Verschiebungen in Europa. Nicht der Krieg allein stärkt die extreme Rechte, sondern das
Zusammenspiel aus wirtschaftlicher Verunsicherung, Vertrauensverlust und dem Eindruck
politischer Überforderung. Europas Mitteparteien stehen vor der Herausforderung, darauf
Antworten zu finden, bevor die politische Statik des Kontinents dauerhaft verändert wird.

Zwischen Eskalation und Diplomatie: Widersprüchliche
Signale im Streit mit Iran

Die Gespräche zwischen den Vereinigten Staaten und Iran befinden sich erneut in einer
Phase strategischer Mehrdeutigkeit. Während US-Präsident Donald Trump am Mittwoch von
„sehr guten Gesprächen“ mit Teheran sprach, zeichnen iranische Vertreter ein deutlich
skeptischeres Bild. Die widersprüchlichen Botschaften verdeutlichen, wie fragil die
derzeitigen Verhandlungen über eine mögliche Deeskalation im Nahen Osten geblieben sind.

Noch wenige Stunden zuvor hatte Trump mit weiteren militärischen Angriffen gegen Iran
gedroht. Im Oval Office erklärte er anschließend jedoch überraschend optimistisch, die
Gespräche der vergangenen 24 Stunden seien positiv verlaufen. „Wir sind in einer guten
Position“, sagte der Präsident und deutete an, dass Washington seinem Ziel näherkomme.
Welche konkreten Fortschritte erzielt wurden, blieb allerdings offen.

In Teheran klang die Lageeinschätzung erheblich nüchterner. Der Sprecher des iranischen
Außenministeriums erklärte, die Regierung prüfe derzeit einen amerikanischen Vorschlag zur
Beendigung der Krise. Die Antwort solle über Pakistan übermittelt werden, das sich als
Vermittler zwischen beiden Staaten positioniert. Bereits zuvor hatte ein iranischer
Regierungsvertreter einen angeblichen US-Entwurf als „Liste amerikanischer Wünsche“
bezeichnet, die mit der politischen Realität wenig zu tun habe.
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Die Differenzen zeigen ein bekanntes Muster in den Beziehungen zwischen Washington und
Teheran: Öffentliche Aussagen dienen häufig weniger der Information als der strategischen
Positionierung. Die USA versuchen, Entschlossenheit und Gesprächsbereitschaft zugleich zu
demonstrieren. Iran wiederum vermeidet den Eindruck, unter militärischem oder
wirtschaftlichem Druck Zugeständnisse zu machen.

Im Zentrum der Verhandlungen stehen offenbar erneut wirtschaftliche Fragen. Für die
iranische Führung ist die Lockerung amerikanischer Sanktionen und der militärischen
Blockade iranischer Häfen von zentraler Bedeutung. Besonders kritisch ist die Lage im
Energiesektor. Iran verfügt zwar weiterhin über erhebliche Ölvorkommen, stößt jedoch
zunehmend an logistische Grenzen. Wegen der eingeschränkten Exportmöglichkeiten fehlen
Lagerkapazitäten für Rohöl, was den wirtschaftlichen Druck auf das Regime erhöht.

Zugleich wächst die Sorge vor einer weiteren militärischen Eskalation in der Region. Nach
Monaten gegenseitiger Drohungen und begrenzter Angriffe suchen beide Seiten offenbar
nach einem Weg, einen offenen Krieg zu vermeiden, ohne dabei innenpolitisch Schwäche zu
zeigen. Gerade für Trump, der im Wahlkampf vor den US-Zwischenwahlen außenpolitische
Stärke demonstrieren will, bleibt der Umgang mit Iran ein politisch sensibles Thema.

Ob aus den aktuellen Kontakten tatsächlich ein belastbarer diplomatischer Prozess entsteht,
ist offen. Der Tonfall beider Seiten deutet bislang eher auf taktisches Abtasten als auf einen
unmittelbar bevorstehenden Durchbruch hin.

Israel überträgt das Gaza-Modell auf den Libanon

Die israelische Armee weitet ihre militärische Strategie aus dem Gazakrieg offenbar
zunehmend auf den Südlibanon aus. Satellitenbilder, Videoaufnahmen und von
internationalen Medien verifizierte Analysen zeigen, dass in zahlreichen Grenzorten
großflächige Zerstörungen stattgefunden haben. Besonders betroffen sind Dörfer und
Kleinstädte entlang der israelisch-libanesischen Grenze, wo ganze Straßenzüge dem
Erdboden gleichgemacht wurden.

Nach Recherchen internationaler Medien wurden in mindestens zwei Dutzend Orten
Wohnhäuser, Verwaltungsgebäude, Schulen, Krankenhäuser und Moscheen beschädigt oder
vollständig zerstört. Die Muster erinnern deutlich an die militärische Vorgehensweise Israels
im Gazastreifen: systematische Sprengungen von Gebäuden, kontrollierte Abrisse und die
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Schaffung breiter Sicherheitszonen entlang strategisch relevanter Gebiete.

Die israelische Regierung begründet das Vorgehen mit der Notwendigkeit, die militärische
Infrastruktur der Hisbollah dauerhaft zu zerstören. Seit Beginn der Eskalation nach dem
Hamas-Angriff vom 7. Oktober 2023 hat sich die libanesische Schiitenmiliz zunehmend in die
Auseinandersetzung eingeschaltet. Israel betrachtet insbesondere Raketenstellungen,
Tunnelanlagen und Waffenlager im Süden des Libanon als unmittelbare Bedrohung für die
eigene Grenzsicherheit.

Videos aus dem Einsatzgebiet zeigen israelische Soldaten bei kontrollierten Sprengungen
ganzer Gebäudekomplexe. Militäranalysten sehen darin eine bewusste Übertragung jener
Taktiken, die bereits im Gazastreifen angewandt wurden. Ziel sei offenbar nicht nur die
Ausschaltung einzelner Stellungen, sondern eine tiefgreifende Veränderung der militärischen
und demografischen Geografie entlang der Grenze.

Kritiker warnen indes vor den humanitären Folgen der Strategie.
Menschenrechtsorganisationen werfen Israel vor, zivile Infrastruktur unverhältnismäßig stark
zu beschädigen. Die libanesische Regierung spricht von systematischer Verwüstung ganzer
Gemeinden. Zugleich wächst die Sorge, dass der Konflikt zwischen Israel und der Hisbollah in
einen offenen regionalen Krieg münden könnte.

WEITERE NACHRICHTEN
Drei Menschen wurden von dem Kreuzfahrtschiff evakuiert, das von einem tödlichen
Ausbruch des Hantavirus betroffen war. Die Behörden sind uneinig über einen Plan, das Schiff
auf den Kanarischen Inseln anlegen zu lassen.

Ein Bundesrichter veröffentlichte einen angeblich von Jeffrey Epstein verfassten
Abschiedsbrief. Sein ehemaliger Zellengenosse erklärte, er habe ihn in einem Buch gefunden.
Die Echtheit des Briefes wurde bisher nicht bestätigt.

Ted Turner, der Medienmogul und Gründer von CNN, ist im Alter von 87 Jahren gestorben.

Ein 481 Meter hoher Tsunami in Alaska im vergangenen Jahr war der zweitgrößte jemals
registrierte.
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